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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

10.09.2014 

Geschäftszahl 

Ra 2014/20/0021 

Betreff 

Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Senatspräsident Dr. Beck sowie den Hofrat 
Mag. Straßegger und die Hofrätin Dr. Leonhartsberger als Richter, im Beisein der Schriftführerin MMag. Ortner, 
über die Revision des *****, gegen das Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts vom 13. März 2014, 
Zl. W191 1424156-1/3E, betreffend eine Angelegenheit nach dem Asylgesetz 2005, den Beschluss gefasst: 

Spruch 

Die Revision wird zurückgewiesen. 

Begründung 

Nach Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision zulässig, wenn 
sie von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das 
Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt 
oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht 
einheitlich beantwortet wird. Auf Beschlüsse der Verwaltungsgerichte ist Art. 133 Abs. 4 B-VG sinngemäß 
anzuwenden (Art. 133 Abs. 9 B-VG). 

Nach § 34 Abs. 1 VwGG sind Revisionen, die sich wegen Nichtvorliegens der Voraussetzungen des 
Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zur Behandlung eignen, ohne weiteres Verfahren in nichtöffentlicher Sitzung mit 
Beschluss zurückzuweisen. 

Nach § 34 Abs. 1a VwGG ist der Verwaltungsgerichtshof bei der Beurteilung der Zulässigkeit der Revision 
gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG an den Ausspruch des Verwaltungsgerichtes gemäß § 25a Abs. 1 VwGG nicht 
gebunden. Die Zulässigkeit einer außerordentlichen Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG hat der 
Verwaltungsgerichtshof im Rahmen der dafür in der Revision vorgebrachten Gründe (§ 28 Abs. 3 VwGG) zu 
überprüfen. 

Hat das Verwaltungsgericht - wie im gegenständlichen Fall - im Erkenntnis ausgesprochen, dass die 
Revision nicht gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist, hat die Revision gemäß § 28 Abs. 3 VwGG auch 
gesondert die Gründe zu enthalten, aus denen entgegen dem Ausspruch des Verwaltungsgerichtes die Revision 
für zulässig erachtet wird. 

Der Revisionswerber macht geltend, dass "zu vorliegenden spezifischen Problemen keine bzw. keine 
einheitliche Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes vorliegt und schon bei erster Prüfung der 
Beschwerde Bedenken gegen die Richtigkeit der im angefochtenen Bescheid enthaltenden Lösung der 
Rechtsfrage auftritt", eine "Ablehnung der Beschwerde" erscheine daher nicht zulässig. Zudem verletzte "die 
Behörde" Verfahrensvorschriften erheblich. 

Mit diesem Vorbringen wird die Zulässigkeit der Revision nicht dargetan, weil nicht konkret auf die 
vorliegende Revisionssache bezogen aufgezeigt wird, von welcher Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung 
das rechtliche Schicksal der Revision abhängt bzw. welche derartige Rechtsfrage der Verwaltungsgerichtshof in 
einer Entscheidung über die Revision zu lösen hätte (vgl. die hg. Beschlüsse vom 25. März 2014, 
Zl. Ra 2014/04/0001, vom 18. Juni 2014, Zl. Ra 2014/18/0002, und vom 24. Juni 2014, Zl. Ra 2014/19/0039). 
Soweit sich der Revisionswerber mit seinem Vorbringen auf ein Abweichen von der Rechtsprechung berufen 
will, hätte er konkret darlegen müssen, in welchen Punkten das angefochtene Erkenntnis von welcher 
Rechtsprechung abweicht (vgl. den hg. Beschluss vom 28. Februar 2014, Ro 2014/16/0004, und den oben 
zitierten hg. Beschluss vom 18. Juni 2014). 
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Im Übrigen ist dem Revisionswerber, soweit er mit seinem Vorbringen die Beweiswürdigung bekämpfen 
möchte, entgegenzuhalten, dass der VwGH zur Überprüfung der Beweiswürdigung im Allgemeinen nicht 
berufen ist (vgl. den hg. Beschluss vom 24. April 2014, Zl. Ra 2014/01/0010). 

Die Revision eignet sich sohin wegen Nichtvorliegens der Voraussetzungen des Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht 
zur Behandlung, weshalb sie gemäß § 34 Abs. 1 VwGG ohne weiteres Verfahren in nichtöffentlicher Sitzung 
zurückzuweisen war. 

Bei diesem Ergebnis erübrigt sich ein Abspruch über den Antrag, der Revision aufschiebende Wirkung 
zuzuerkennen. 

Wien, am 10. September 2014 


